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Wie wir uns Europa denken 
M Die Einheit Deutschlands und die Einigung Europas gehören zusammen. 

Neben der Vollendung der inneren Einheit Deutschlands ist die europäische 
Einigung das vorrangige Ziel der CDU. Wir streben als Kern hierfür die 
Europäische Union an, in der die Völker, Staaten und Regionen nach dem 
Grundsatz der Subsidiarität gemeinsam ihre Zukunft gestalten. 

| Deutschland hat ein besonderes Interesse an der Einigung Europas. Seine 
Mittellage hat es immer wieder im Zentrum europäischer Auseinandersetzungen 
stehen lassen. Erst das klare Bekenntnis zu den kulturellen und politischen 
Grundwerten der westlichen Demokratien und die Integration in die Gemein- 
schaft europäischer Staaten hat alte Rivalitäten überwunden. Im Bewußtsein 
unserer deutschen Identität wollen wir im gleichberechtigten Zusammenwirken 
aller Nationen das geeinte Europa schaffen. 
Das geeinte Deutschland muß die ruhige Mitte Europas sein. Gerade das wieder* 
vereinigte Deutschland hat in der heutigen Zeit des Umbruchs eine besondere 
Verantwortung für die europäische Einigung. Unsere Politik muß darauf gericnt 
sein, daß die Europäische Union für die beitrittsfähigen Staaten Europas offen 
und unsere Grenzen im Osten nicht eine Trennlinie zwischen Wohlstand und 
Armut bleiben. 
Unser Kontinent ist mit dem Ende des Ost-West-Konfliktes keine Insel des 
Friedens und des Wohlstandes geworden. Die Unwägbarkeiten des Übergangs, 
wirtschaftliche und soziale Instabilitäten, nationale und ethnische Konflikte un 
Bürgerkriege bedrohen die Sicherheit Europas. Neue Risiken sind im Osten un 
Südosten unseres Kontinents entstanden, auf die wir eine gemeinsame » 
europäische Antwort finden müssen. Die Friedenssicherung durch die Herrsch 
des Rechts war und ist das bedeutendste Ziel der europäischen Einigung. Der 
Vertrag von Maastricht bringt uns diesem Ziel näher. 

El Nationalstaaten können die existentiellen Probleme der Zeit nicht mehr alle1 

lösen. Der europäische Einigungsprozeß ermöglicht es den europäischen . ^ 
Nationen und Regionen — erstmalig auf friedliche und vertragliche Weise — s 

in einem weiteren Raum gemeinsam zu entfalten. 
Nur eine Gemeinschaft, die mit einer Stimme spricht, kann ihre Interessen 
weltweit wahren und einen maßgeblichen Beitrag zur Freiheit, zum Frieden, z11 

Gerechtigkeit in der Welt und für die Bewahrung der Schöpfung leisten. 

a Mit dem Vertrag von Maastricht ist der Prozeß der europäischen Einigung 
seine entscheidende Phase eingetreten. Wenn es jetzt nicht gelingt, die J 
europäische Einigung zu verwirklichen, droht ein Rückfall in Nationalismus u 
Rivalitäten alter Prägung. Rechts- und Linksradikale schüren gleichermaßen 
Angst vor Europa und nähren die Illusion, die großen Zukunftsaufgaben in na 
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und P t   •1II8än8en 1ÖSen ZU können- Wir dürfen nicht zulassen, daß Strukturen 
und ^ntv^lcklu"8en in Europa bei den Menschen vor allem Ängste hervorrufen 
^ahro   eiSentllchen Chancen, die in einem geeinten Europa liegen, nicht mehr 
timim 3.0mmen werden. Die Christlich Demokratische Union Deutschlands 
öeut* k!ese Herausforderung an: Wir treten entschieden für ein europäisches 
^ remand ein. Deutschland braucht die Europäische Union. 

^ähn r Vertra8 von Maastricht zur Politischen Union und zur Wirtschafts- und 
Leber, ngsl!nion lst ein Meilenstein in der europäischen Geschichte. Er muß mit 
2ustim werden. Die europäische Einigungspolitik bedarf der inneren 
föderal     v8/61" Umonsburger. Wir wollen die Europäische Union subsidiär, 
%\chl' s?lldansch und demokratisch gestalten. Es gilt jetzt, die richtigen 

^nen für die Regierungskonferenz 1996 zu stellen. 

3D- 
Ideen

le EuroPaiscne Union braucht eine Verfassung, in der die sie tragenden 
Qesen u/n

f
Ausdruck kommen. Sie muß auch - als Ausdruck einer freiheitlichen 

fahren      •    ~ einen Grundrechtskatalog, eine Regelung der Entscheidungsver- 
ZustänH^1!80!1611 den Institutionen der Union und eine klare Abgrenzung der 
Unde    8      -en zwiscnen der Gemeinschaft und den Mitgliedsstaaten mit ihren 
enthaltrn' **fSionen und Kommunen entsprechend dem Subsidiaritätsprinzip 
^aß u®11- Das Tatlgwerden der Union soll in der Verfassung auf das notwendige 
k     konzentriert und in einem Katalog konkret aufgeführt sein. 

^r§ebn1Cllend dem neuartiSen Charakter des Einigungsprozesses wird sein 
nicht mt £lst.onsch neuartig sein. Das Ziel der Europäischen Verfassung läßt sich 
?sgesamt   • hen Be8riffen fassen. Die CDU Deutschlands strebt jedoch 
nigkeit H   e3"e bundesstaatliche Lösung an. Entscheidend ist die Handlungsfä- 
^        aer Gemeinschaft dort, wo sie handeln muß. 
ei§ener

erration muß auch in Zukunft in der Form der Rechtsgemeinschaft mit 
^tWend-eSetZgebung und RechtsPrechung erfolgen, weil nur auf diese Weise die 
8eWähri -8e Blndekraft sowie demokratische und rechtsstaatliche Kontrolle 
^ leistet sind. 

Jfntrale pe*n entscneidender Fortschritt, daß im Unionsvertrag von Maastricht die 
chtsn      derunS auf Verankerung des Subsidiaritätsprinzips als europäische 

§arant:"°rm. und politische Leitidee erfüllt wurde. Das Subsidiaritätsprinzip 
»£iiro   rt die Bürgernähe und die nationale und regionale Vielfalt Europas. Das 
re8iona?       Bürger" muß konkrete Gestalt annehmen. Was auf kommunaler, 
?Ur°Päiseih0der nationa,er Ebene sachgerecht geregelt werden kann, darf nicht auf 
pdentität

Cver Ebene entschieden werden. Das vereinte Europa muß die nationale 
iNem k-uJtur und Lebensweise eines jeden Volkes und Landes schützen und 
V berreel      konsecJuente Beachtung des Subsidiaritätsprinzips bewahrt so vor 
^nfti/p.^ntierung, bürokratischem Perfektionismus und Zentralismus. Es muß 
ba?u    Klchtschnur für alle Organe der EG sein. 
dCren UndChuU prüfen' welche Rechte auf die Ebene der Mitgliedsstaaten oder 

naer bzw. der Regionen zurückübertragen werden können. Die Rechte 
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der deutschen Länder dürfen nicht ausgehöhlt, sondern müssen entsprechend 
ihrer Zuständigkeit gestärkt werden. Die Stellung der deutschen Länder im 
bundesstaatlichen Aufbau Deutschlands soll erhalten bleiben. Die CDU begru» 
daher die vom Bundestag geplante Verankerung der Mitwirkungsrechte der 
Länder wie des Bundestages beim europäischen Prozeß; sie ist neben der 
Stärkung der Rechte des Europäischen Parlamentes ein unerläßlicher Beitrag z 
demokratischen Kontrolle in der Europäischen Union. Im Ausschuß der 
Regionen sind die Belange der Kommunen durch die Vertreter der kommunale 
Spitzenverbände wahrzunehmen. Kommunalverfassungen sollen künftig den 
Abschluß rechtsverbindlicher grenzüberschreitender Vereinbarungen im Rahm 
der Selbstverwaltungsaufgaben zulassen. 

| Die Respektierung der gewachsenen Traditionen in den Mitgliedsstaaten ist 
Maßstab für die politische Kultur der Gemeinschaft. Sie erfordert besonders 
sensiblen Umgang mit der Sprache als wichtigstem Ausdruck kultureller Idem 
Auch in Zukunft müssen alle Landessprachen der Gemeinschaft Amtsspracnei 
sein, in denen sich die Bürger an die EG-Institutionen wenden können undl in 
denen die EG-Gesetzgebung veröffentlicht wird. Deutsch muß gleichberechtig 
Arbeitssprache in allen Institutionen der Gemeinschaft sein. 

H Die Stärkung der Rechte des Europäischen Parlaments im Vertrag von 
Maastricht ist ein wichtiger Beitrag zur demokratischen Ausgestaltung der „ 
Gemeinschaft. Auf Dauer muß die Rolle des Europäischen Parlaments ae^Ä 
entsprechen, die den Parlamenten in der europäischen demokratischen Tradin 
zukommt. Diese Rechte — einschließlich einem vollen Budget-Recht — müsse 
weiterentwickelt und spätestens bei der nächsten Uberprüfungskonferenz lW" 
institutionell ausgebaut werden. 
Die Gesamtzahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments muß auf eine 
arbeitsfähige Größe begrenzt bleiben. Dabei muß jedoch die Zahl der Abgeor 
neten eines Mitgliedsstaates stärker als bisher an der Einwohnerzahl des jewe 
ligen Landes orientiert sein. Das wiedervereinigte Deutschland muß künftig* 
statt bisher 81 Abgeordnete in das Europäische Parlament wählen können. L» 
Aufstellung von Kandidaten für das Europäische Parlament sollte die region* 
Gliederung berücksichtigen. Für die Wahl des Europäischen Parlaments ist ei 
einheitliches Wahlrecht zu suchen. 
Europäisches Parlament und Rat der Europäischen Gemeinschaft müssen au 
Dauer gleichberechtigt an der Gesetzgebung im Sinne eines 2-Kammer-Syste 
mitwirken. Dazu ist notwendig, daß auch das Parlament ein legislatives Initi» 
recht erhält und eine umfassende Kontrolle der Kommission als europäische ^ 
Exekutive ausübt. Änderungen der Gemeinschaftsverträge sind zukünftig von 
Zustimmung des Europäischen Parlaments abhängig zu machen. Der imi veri 
von Maastricht vorgesehene „Ausschuß der Regionen" muß bei der nächsten ^ 
Regierungskonferenz gestärkt werden. Alle Organe der Gemeinschaft mussei. 
sparsame, wirtschaftliche und sachgerechte Verwendung der Mittel der Gem 
schaft sicherstellen. 
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sow Pi'6 EG-Kommission ist die europäische Exekutive. Sie muß vom Vertrauen 
^erd    des Europäischen Rates als auch des Europäischen Parlaments getragen 
6est in' DementsPrecnend ist aucn die Wahl des Kommissionspräsidenten auszu- 
aUf v        DaS Europäische Parlament soll den Präsidenten der EG-Kommission 
tig 

v°rschlag des Rates wählen. Der Rat und das Europäische Parlament bestä- 
6 n die Kommissionsmitglieder. 

gemeinsam Verantwortung in 
Europa und in der Welt wahrnehmen 
Üenf le Europäer müssen in der Außen- und Sicherheitspolitik ihre Kräfte zusam- 
Als s

aSen' wenn sie inre Interessen und Wertvorstellungen durchsetzen wollen. 
WäcuC

t 
clcsalsgemeinschaft sind sie in einer Welt, die immer mehr zusammen- 

der p
S jUnd zu einer We,t wird> zunehmend aufeinander angewiesen. Kein Land 

^üßle   u ^ann neute die weltpolitischen Herausforderungen allein bewältigen. 
gefor !Cn ist Europas Beitrag zu Frieden und Stabilität in Krisenregionen 

terün
lne Vertiefung der Gemeinschaft steht nicht im Gegensatz zu ihrer Erwei- 

tern H so"dern ist ihre Voraussetzung. Die Europäische Gemeinschaft ist der 
.      Qer Europäischen Einheit. 

8emeiUr0paiscne Union ist eine Wertegemeinschaft von Staaten, die durch ein 
kün.fti

nsarnes geistiges und kulturelles Erbe verbunden sind. Als Kern des 
die dj|en geeinten Europas muß sie allen beitrittswilligen Staaten offenstehen, 
8un.gen S Erbes teilhaftig sind und zusätzlich insbesondere folgende Bedin- 
lichkeiterfüllen: Einhaltung der Menschen- und Minderheitsrechte, Rechtsstaat- 
&egeb   Unc* Demokratie sowie eine angemessene wirtschaftliche Basis, die — 
*nte8ra?-enfalls nach entsPrecnenden Übergangsfristen — eine harmonische 
Integr ;!0n ermöglicht. Jeder Bewerber muß nicht nur den bereits erzielten 
der p pPnsstand als bindend akzeptieren, sondern darüber hinaus bereit sein, an 
Verte: Jt,schen Vollendung der Gemeinschaft einschließlich einer gemeinsamen 
^.     ai8ungspolitik aktiv mitzuwirken. 

HtyJf ^ befurwortet die Anträge Österreichs, Schwedens, Finnlands und der 
^für e* auf Mit§nedschaft in der Europäischen Gemeinschaft. Wir setzen uns 
8lierwln' daß diese beitrittswilligen EFTA-Staaten zum 1. Januar 1995 Vollmit- 
wirbe

rwerden- 
en u r^ßen d'e Assoziierungsverträge mit Ungarn, Polen sowie der Tschechi- 

en^ A
nd Slowakischen Föderativen Republik und setzen uns für eine umfas- 

st (jg^gestaltung der Zusammenarbeit ein. Gleichartige Verträge sollten auch 
"*terria..°altischen Staaten Litauen, Estland und Lettland sowie mit den von der 

analen Völkergemeinschaft anerkannten Staaten Slowenien und Kroatien 



CDU-Dokumentation 34/1992 

angestrebt werden. Nach der Erlangung ihrer Unabhängigkeit und Souveränität 
könnte das Angebot zur Zusammenarbeit auf europäischer Ebene diesen Länden 
nach Jahrzehnten der Trennung vom Westen das Gefühl der Zugehörigkeit zu 
Europa vermitteln und ihnen eine Ermutigung für die Zukunft sein. 

Die Assoziierungsabkommen, die die Gemeinschaft mit den Staaten des ehema; 
ligen Ostblocks abgeschlossen hat bzw. noch abschließen wird, sind die Vorstufe 
zu einem späteren Beitritt, der derzeit jedoch aufgrund der wirtschaftlichen und 
politischen Verhältnisse in diesen Staaten noch nicht möglich ist. Durch die 
umfassende Ausgestaltung der Zusammenarbeit mit diesen Staaten können wir 
ihnen helfen, die notwendigen Anpassungen und Reformen so rasch wie mögl,c 

durchzuführen. Wir dürfen nicht zulassen, daß nach dem Fall des Eisernen 
Vorhangs mitten in Europa anstelle der alten Mauern auf Dauer neue 
Wohlstandsgrenzen entstehen. 
Denjenigen europäischen Staaten, die aufgrund der Verschiedenartigkeit ihrer 
Geschichte und Kultur auch in Zukunft nicht Mitglied der Gemeinschaft werde 
können, muß die EG im Rahmen von Assoziierungs- und Kooperationsab- 
kommen die Aufrechterhaltung und Vertiefung bestehender Bindungen ermög- 
lichen und ihnen bei der Überwindung ihrer wirtschaftlichen und politischen 
Probleme helfen. Die schon praktizierte Zusammenarbeit in den Gremien des 
Europarates, der NATO, der WEU und der KSZE zeigen Perspektiven künftige 
Entwicklungen auf. 

Hl Sicherheit in und für Europa bleibt auch in Zukunft angewiesen auf eine 
funktionsfähige transatlantische Partnerschaft. In diesem Rahmen müssen die 
Europäer mehr eigene Verantwortung für ihre Sicherheit übernehmen. In der 
Perspektive der Europäischen Union wollen wir mit Hilfe der WEU eine «ef 
gemeinsame europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik entwickeln, zu 
auch europäische Streitkräfte gehören. Die Stärkung der europäischen Verteid»' 
gungsidentität muß in enger und gleichberechtigter Zusammenarbeit mit den 
Vereinigten Staaten von Amerika erfolgen. Der Sicherheitsverbund und die 
Partnerschaft mit den Vereinigten Staaten von Amerika einschließlich der Stat 
nierung amerikanischer Streitkräfte auf europäischem Boden ist auch in Zuku 
für uns von grundlegender Bedeutung. Mit unseren Freunden und Partnern 
knüpfen wir ein Netz europäischer Sicherheit, in dem sich Europäische Unio°' 
WEU, NATO und KSZE ergänzen. 

Im Rahmen ihrer Zuständigkeiten soll die EG einen Kooperationsvertrag mit 
USA abschließen. 

a Dem vereinten Deutschland fällt mit der Wiedererlangung seiner vollen      ^ 
Souveränität eine größere außenpolitische Verantwortung zu. Deutschland, d.^ 
der Nahtstelle des Ost-West-Konfliktes wieder zusammengewachsen ist, trägt     -t 
besondere Verantwortung dafür, daß es in Europa keine Zone minderer Siehe 
und außer Kraft gesetzten Menschen- und Völkerrechtes gibt. Frieden, f 
Demokratie und Wohlstand in ganz Europa sind vorrangiger Auftrag deutsen 
Politik. 
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den 
tschland muß wie alle anderen Partner an der europäischen Verteidigung und 

die Steinsamen Aufgaben im Rahmen des NATO-Bündnisses teilnehmen und 
Und IS?.aus se.iner Mitgliedschaft in den Vereinten Nationen ergebenden Rechte 
erfüll     .nten m vo,lem Umfang wahrnehmen können. Europäische Streitkräfte 

»en ihre Aufträge im Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen. 

^ird-dl8ung umfaßt nicnt nur Notwehr, sondern auch Nothilfe. Deshalb werden 
fried1C n?twendigen Voraussetzungen dafür schaffen, daß sich Deutschland an 
sten1

enssicnernden Aktionen und an Maßnahmen zur Wahrung und Wiederher- 
\Ve,Un8 des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit beteiligen kann. 
Bund • cnt!ge werden zur Landesverteidigung eingesetzt. Die Verteidigung des 
tyeuanjsgebietes ist erweiterte Landesverteidigung. Weitergehende Einsätze 

nrPflichtiger erfolgen nur auf freiwilliger Basis. 

^IY UnW? Bekämpfung von Hunger, Not und Armut, von Unterentwicklung und 
Jahre rverStÖrung gehört zu den entscheidenden weltweiten Aufgaben der 90er 
^ied        Hilfe für die Entwicklungsländer ist auch angesichts der Aufgaben des 
lic^g eraufbaus in den ehemals sozialistischen Staaten Europas selbstverständ- 
V/ir f

ethische Verpflichtung für die demokratische Gemeinschaft der Europäer. 
Öffn 

0rdern den zügigen Abschluß der GATT-Verhandlungen. Konsequente 
^otei"8 d^r Märkte fur Produkte aus den Entwicklungsländern, der Abbau von 
die   ktl°nismus sowie gezielte Hilfe vor allem bei der Aus- und Fortbildung sind 
sieren Lreidenden Instrumente, um die eigenen Kräfte dieser Länder zu mobili- 
k'genh •  fe zur Selbsthilfe, die den anderen als Partner begreift und ihn in seiner 
Schaft      Und sei.nem Eigenwert achtet: das ist der Weg zu einer globalen Partner- 
Ko0  ' au? die beide Seiten gleichermaßen angewiesen sind. Dazu ist eine enge 
^.  aeration und arbeitsteilige Entwicklungspolitik innerhalb der EG notwendig. 
Schaftn!v1Cklungsnilfe liegt zugleicn im eigenen Interesse der Völker der Gemein- 
den V-6 Alternative zu einer Stabilisierung der Verhältnisse in den wirtschaft- 
AnSm *^risenregionen hieße Armutswanderung in einem unkalkulierbaren 
^G-N/?   mit der Gefahr einer wirtschaftlichen und sozialen Destabilisierune der 
ö.  MltgHedsstaaten. 

§Unge^ndesrePublik Deutschland muß ihre entwicklungspolitischen Anstren- 
^ktes erl?.önen mit dem Ziel, den Anteil von 0,7 Prozent des Bruttosozialpro- 
errejc. an öffentlicher Entwicklungshilfe innerhalb der nächsten fünf Jahre zu 
&ilitt  

en\ Langfristig sollen alle Staaten Europas einen Anteil von 1 Prozent ihres 
^      Sozialproduktes als öffentliche Entwicklungshilfe zur Verfügung stellen. 

tn Ost6reil!Jgte Deutschland wird den Herausforderungen bei den Entwicklungen 
eistiin       Mitteleuropa in ganz besonderem Maße gerecht. Die dabei erbrachten 

U        gen müssen in diesem Zusammenhang ebenfalls gewürdigt werden. 

^m Efi?eUtSche Entwicklungshilfe, die über Katastrophenhilfe hinausgeht, ist mit 
J?d AbnSatZ für Menschenrechte, Demokratie, soziale Reformen, Umweltschutz 

lSen sÜStung zu verbinden; dies gilt gerade für den in vielen Fällen notwen- 
^chuldenerlaß. 
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Harte Währung - 
stark im gemeinsamen Markt 
DI Wie beim Europäischen Binnenmarkt geht es auch beim Übergang zur einhe' 
liehen europäischen Währung für uns Deutsche um die Erweiterung unserer 
Chancen und Möglichkeiten, da unsere Wirtschaft in hohem Maße von den 
wirtschaftlichen Bedingungen in Europa abhängt. Stabile Verhältnisse in den 
anderen Staaten der Gemeinschaft, vor allem stabiles Geld und solide Staatsfi- 
nanzen, entscheiden neben unserer gesamtdeutschen Wirtschafts- und Finanzp0 

litik mit darüber, ob Wachstum und Beschäftigung bei uns auf Dauer gesichert 
werden können. 

Den vollen Nutzen aus dem Europäischen Binnenmarkt können wir nur ziehen, 
wenn auch die Währungsgrenzen zwischen den Mitgliedsländern fallen und -* 
wie im Vertrag von Maastricht vorgesehen — schließlich eine gemeinsame 
Währung in Europa eingeführt wird. Voraussetzung für die Wirtschafts- und 
Währungsunion ist die Politische Union. 

H Die Unabhängigkeit der künftigen Europäischen Zentralbank, ihre uneing®" 
schränkte Verpflichtung auf das Ziel der Geldwertstabilität sowie das Verbot v 
Zentralbankkrediten an die öffentlichen Haushalte sind unverzichtbar für die 
Stabilität der künftigen europäischen Währung. Wir wollen, daß Preisstabilität  n 
ganz Europa verwirklicht und die europäische Währung zu einem Symbol für     ^ 
Wohlstand in Europa wird. Wir treten dafür ein, daß die Europäische Zentrale 
ihren Sitz in Deutschland (Frankfurt/Main) erhält. 

Die europäische Währung muß mindestens genauso stabil und hart sein wie p» 
Deutsche Mark. Die CDU kann eine gemeinsame Währung nur dann akzept»e 

wenn sie mindestens genauso gut in der Lage ist, Geldwertstabilität zu garan- 
tieren, wie die D-Mark. Zum Zeitpunkt des Beitritts zur Wirtschafts- und 
Währungsunion muß durch den Bundestag festgestellt werden, ob die Stabil»1 

kriterien erfüllt sind. 

tJ Dauerhafte Geldwertstabilität und solide öffentliche Finanzen müssen die 
wesentlichen Voraussetzungen für die Teilnahme an der Währungsunion ble»D ^ 
Auch die Regierungen, Gebietskörperschaften und gesellschaftlichen Gruppe 
den Mitgliedstaaten müssen dazu ihren Beitrag leisten. Niedrige Inflationsrat   » 
strikte Haushaltsdisziplin, hohe Wechselkursstabilität der eigenen Währung »     ^ 
europäischen Währungssystem und die Annäherung der langfristigen Zinsen 
unverzichtbare Kriterien für die Teilnahme. Wer die im Vertrag von Maastric    ^ 
festgelegten Kriterien nicht erfüllt, kann an der Währungsunion nicht teilnen 

Eine europäische Währung darf jedoch nicht nur abstrakte Kriterien erfüllen, 
sondern muß auch von den Menschen angenommen werden. Dies gilt nicht 
zuletzt im Hinblick auf ihre Bezeichnung. Wir wissen, welch hohe Bedeutung *<* J 
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aHes v      r?er das Vertrauen in die Stabilität der D-Mark hat. Deshalb müssen wir 
\Vähr ermeiden' was den Eindruck erweckt, als würden wir mit der Öffnung der 
Wäk     8 nacn EuroPa diese Stabilität und dieses Vertrauen in die eigene anrung aufgeben. 6 

El 
d?ü 

l"kJe Haushaltsdisziplin nimmt eine Schlüsselrolle bei der Schaffung einer 
2um ^aften Stabilitätsgemeinschaft ein. Mit dem Vertrag von Maastricht werden 
derun--en Mal in vö,kerrechtlich verbindlicher Form Vorschriften zur Verhin- 
Reg ,8 übermäßiger Haushaltsdefizite festgelegt. Die im Vertrag festgelegten 
e>ne vr8en' nach denen die Gemeinschaft und die Mitgliedsstaaten weder für 
Unde Khlte nationale Wirtschaftspolitik noch für die Schulden einzelner 
notWer,raften' müssen ^eingeschränkt eingehalten werden. Eine Abwälzung der 
£G-R     

gen Konvergenzanstrengungen einzelner Mitgliedsstaaten auf den 
"aushalt darf es nicht geben. 

Anstr   fbaU im °sten Deutschlands erfordert mittelfristig große finanzielle 
schaft

e"8ungen der öffentlichen Hand. Um diese Herausforderungen gemein- 
spjej ..  0nform zu bewältigen, ist es notwendig, die erforderlichen Finanzierungs- 
öffemr 7e durcn eine konsequente Prioritätenbildung für den Aufbau in allen 

,u«cnen Haushalten zu schaffen. 

°rientipireten für eine an den bewährten Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft 
direkt ii   5-europäische wirtschaftspolitik ein. Ihre Aufgabe kann es nicht sein, 
Korre,n dle Wirtschaftsprozesse einzugreifen. Der Ruf nach dem Staat zur 
Verrinpp    ""befriedigender Marktergebnisse würde mittelfristig die Fähigkeit 
Sta "' unternehmerische Antworten im Markt selbst zu finden. 

Jie dachR ^enkung bat sich schon auf nationaler Ebene' nicht bewährt und führte, 
n%Um       piel der ehemaligen DDR lehrt, zu katastrophalen Ergebnissen. Das 

[eich SQQnt^er staat,ichen Investitionslenkung kann auch in Europa nicht erfolg- 
enn da1"' Anforderungen einer modernen, industrialisierten Gesellschaft 
i 'ren \y erhaft nur die wirksame Sicherung und konsequente Förderung eines 

stüno ff.tJ
bewerbs gerecht werden. Nur er sichert eine ausgewogene Struktur von 

daher fähigen Klein-, Mittel- und Großbetrieben. Staatlichem Dirigismus ist 
wirkSa " 

Wehren; Konzentrationsbestrebungen in der Wirtschaft sind mit einem 
^Ur \      n urteil- und Fusionsrecht zu unterbinden. 

^Passu
endun8 der inneren Einheit Deutschlands werden auf absehbare Zeit 

S°.*iale pngs".und Umstellungshilfen erforderlich sein, um die wirtschaftliche und 
!Vi^chafirWlcklun8 in den neuen Bundesländern nachhaltig zu fördern. Die 
<?n8en D

lche Ausnahmesituation erfordert wirtschaftspolitische Ausnahmerege- 
>C^affün aZU zan,en auch unkonventionelle Maßnahmen zur Sicherung und 
, jliche I Vf°" Absatzmärkten der neuen Bundesländer in ganz Europa. Die 
e • er. DipDStun8 der Ausr,ahmeregelungen verdeutlicht deren Übergangscha- 

XlStentieli Re8e.,ungsdichte und Bürokratie in Deutschland darf nicht zu einem 
uen Hindernis unserer wirtschaftlichen Wettbewerbsfähigkeit werden. 
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Die Dauer der Genehmigungsverfahren bei Infrastruktureinrichtungen und bei 
der Realisierung von Invesitionsentscheidungen zeigen deutlich die Grenze der 
Belastbarkeit auf. Im Rahmen der europäischen Einigung muß deshalb die 
Chance genutzt werden, von den unterschiedlichen nationalen Regelungen diej 
nigen zu übernehmen, die sicherstellen, das jeweils angestrebte Ziel in möglich 
kurzer Zeit und ohne unnötigen bürokratischen Aufwand zu erreichen. 

_ Alle führenden Industriestaaten haben in den letzten Jahren die Unterneh- 
mensteuern gesenkt. Die Steuerbelastung deutscher Unternehmen ist dagegen 
immer noch vergleichsweise hoch. Unser Ziel ist es daher, die Steuerbelastung 
deutscher Unternehmen auf ein international konkurrenzfähiges Niveau zu 
senken. 
Die CDU begrüßt das von der Bundesregierung vorgestellte Konzept zur Untef^ 
nehmenssteuerreform, in dem eine Absenkung der Höchststeuersätze für GeW 
besteuerpflichtige beabsichtigt ist und das durch die Kürzung von Abschrei- 
bungen aufkommensneutral gestaltet werden soll. Gerade die im international 
Vergleich hohen Spitzensteuersätze stellen ein psychologisches Investitions- 
hemmnis für ausländische Investoren dar. Deshalb dient die Absenkung der 
Höchststeuersätze für Gewerbesteuerpflichtige der Verbesserung der Wettbe- 
werbsfähigkeit der Unternehmen und damit der Sicherheit der Arbeitsplätze. 
Interesse einer hohen Beschäftigung muß ein weiterer Anstieg der Lohnzusatz- 
kosten vermieden werden. 

m Die EG steht in den 90er Jahren vor der gewaltigen Aufgabe, die gesamte^ 
päische Wohlstandsmehrung durch den wirtschaftlichen Binnenmarkt in um 
verträgliche Bahnen zu lenken und die Wirtschaftsgemeinschaft des Binnen- 
marktes zu einer Umweltgemeinschaft weiterzuentwickeln. Die BundesrepuD 
muß angesichts ihrer hohen Bevölkerungs- und Industriedichte zu nationalen 
Schrittmacherdiensten im Umweltschutz bereit sein, die der Umwelt wie der 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft auf dem Weltmarkt der Zuku 
dienen. « 
Die gemeinsamen Anstrengungen von Politik und Wirtschaft bei der Realisi^ 
möglichst hoher Umweltstandards haben in Deutschland zu einem erheblicn 
Vorsprung in vielen Bereichen der Umweltpolitik geführt. Zur Sicherung des 
Wirtschaftsstandortes Deutschland kann in den Bereichen, in denen wir eine: 
Vorreiterrolle übernommen haben, eine weitere Ausweitung dieses Vorsprung ^ 
nicht Ziel unserer Politik sein. In den vor uns liegenden Jahren kommt es vie   ^\ 
darauf an, durch Nutzung des technischen Fortschritts hohe Umweltstandar 
die neuen Bundesländer und die Staaten Mittel-, Ost- und Südosteuropas **. \\& 
dehnen. Dieser Umwelt- und Technologietransfer leistet bei gleichem ^^L^' 
Aufwand einen wesentlichen höheren Beitrag zur Lösung der weltweiten um 
Probleme als mögliche Verbesserungen in den alten Bundesländern. 

10 _^ 
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Die europäische Union: 
s°zial und solidarisch 
es auch einige EuroPa wird nur in den Herzen seiner Bürger verankert sein, wenn 
,nteeratem soziales und arbeitnehmerfreundliches Europa ist. Nur dann wird der 
der so?- !°nsPr?zeß von den Bürgern gelebt und angenommen. Die Einbeziehung 
*um IV Dimension ist wichtige Voraussetzung für eine breite Zustimmung 
schenjnenmarkt> zur Wirtschafts- und Währungsunion und letzthin zur Politi- 

EinstiPV begrüßt deshalb, daß durch den Vertrag von Maastricht auch der 
k^    eg in die Sozialunion erreicht wurde. 

HntscJf ?ürger erwarten zu Recht, daß ihnen die Notwendigkeit sozialpolitischer 
erf0r(j   

ldungen auf Gemeinschaftsebene überzeugend begründet wird. Das 
den OQJ* besondere Sensibilität des europäischen Gesetzgebers beim Umgang mit 
Meng racnsenen nationalen Sozial- und Arbeitsrechtssystemen, die für die 
^      nen ein vertrautes Stück ihrer sozialen Heimat sind. 
Prin2irK ?8 VOn Maastricht entspricht durch Anerkennung des Subsidiaritäts- 
a"e Or«        en Forderungen. Nur die strikte Anwendung dieses Prinzips durch 
p" §aram"e der Gemeinschaft — besonders auch des europäischen Gerichtshofes 

nen find" 6me euroPäische Sozialpolitik, die auch Akzeptanz bei den Betrof- 

J^aft^P11 bekennt sich zur Europäischen Gemeinschaft als Solidargemein- 
•'W \u     aritat bedeutet, den weniger entwickelten Mitgliedsstaaten dabei zu 

Sln<j d- ^e eigene Wirtschaftskraft und Wettbewerbsfähigkeit zu stärken. Dafür 
frh        tG-Strukturfonds und der neue Kohäsionsfonds wirksame Instrumente. 

tische ^?lidarbeitrag über den Transfer von Sozialleistungen wäre dagegen der 
?akn Te   -8" ^ie Sozialsysteme der Mitgliedsstaaten sind auf die jeweiligen natio- 
l0riaHtätrrit°ri^n bezogen. Der Export von Sozialleistungen, mit denen das Terri- x    *Uität     •    .   <-yw-v/5'"11- '-'*', i-A^uii vwii owz.iaiiciaiuiigcii, urn uenen aas lern- 
^m E^P1}"2^ durchbrochen wird, muß klar abgegrenzt und in jedem Einzelfall 
hj      roPäischen Parlament und Rat entschieden werden. 

Lren So°C^el von gemeinschaftsweiten Grundstandards ist Ziel einer europäi- 
.   ^Hedc21? politik- Sie verhindern Sozialdumping und überfordern keinen 
fc   %n   ?" Sie er,auben jedem, sein soziales Leistungsniveau beizubehalten 
d Ssen eiti end seiner Wirtschaftskraft fortzuentwickeln. Die Mindeststandards 
aS Minde •   gbare Rechte a,ler Arbeitnehmer in der EG darstellen. Das Konzept 

b*üS      
tstandards entkräftigt das Schlagwort eines europäischen Sozial- 

11 
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Die Sozialpartner sind näher an der sozialen Wirklichkeit als jeder Gesetz- 
geber oder die europäische Verwaltung. 
Die CDU begrüßt, daß der Vertrag von Maastricht die Rolle der europäischen 
Sozialpartner stärkt, indem der europäische Gesetzgeber zurücktritt, wenn sie 
selbst zu vertraglichen Regelungen auf Gemeinschaftsebene kommen wollen. 
Damit die Sozialpartner in Europa wirksam zusammenarbeiten können, müsse 
im Rahmen einer europäischen Verfassung die Tarifautonomie und Koalitions- 
freiheit verankert werden. 

_ Die europäische Sozialcharta und das sozialpolitische Aktionsprogramm "e 

Gemeinschaft zur sozialen Flankierung des Binnenmarktes müssen zügig 
umgesetzt werden. Die CDU anerkennt die bisherigen Ergebnisse, vor allem d1 

europaweiten Regelungen zur Verbesserung von Sicherheit und Gesundheits- 
schutz der Arbeitnehmer. Die CDU setzt sich dafür ein, daß die vorliegende 
Richtlinie über die Errichtung europäischer Betriebsräte mit qualifizierter 
Mehrheit verabschiedet wird. 

Grenzüberschreitende 
Verbrechensbekämpfung 
DI Die Abschaffung der Kontrollen an den Binnengrenzen der Gemeinschaft' || 
ein bedeutender Schritt auf dem Weg zur Politischen Union Europa. Der ^8  „ 
der Grenzkontrollen weckt bei vielen Menschen die Befürchtung, das Verbrec 
habe es in einem Europa ohne Binnengrenzen leichter. In Wirklichkeit arbeite   z. 
die organisierte Kriminalität, der Terrorismus und der Drogenhandel längst g 
überschreitend. Eine wirksame Bekämpfung wird insoweit allein durch em„eh^ge'1 

europaweite Zusammenarbeit der nationalen Polizeien, des Zolls und der übr»* 
Sicherheitsbehörden gewährleistet. Darüber hinaus sind gemeinsame Einricn-   j, 
tungen zur Bekämpfung der Kriminalität erforderlich. Der Schutz vor Verbf6   -# 
und Terrorismus ist eine wesentliche Voraussetzung dafür, daß die Bürger EU 
dem europäischen Einigungsprozeß zustimmen können. Die Europäische 
Gemeinschaft als Ganzes trägt Verantwortung für die Sicherheit ihrer Bürger- 

Bi Die europaweite Zusammenarbeit der nationalen Sicherheitsbehörden in 
Mitgliedsstaaten der EG muß ausgebaut werden. Zwischen allen europäische 
Nachbarn müssen Regelungen vereinbart werden, welche die grenzüberschre 
tende Fahndung sowie polizeiliches Eingreifen in der benachbarten Grenzreß 
zulassen. Als Ausgleich für den Wegfall der Binnengrenzen fordert die CDU 
einheitliche europäische Standards für die Kontrolle an den EG-Außengrenz 
und wirkungsvolle Maßnahmen zur Verhinderung illegaler Einwanderung- 
Darüber hinaus muß die Zusammenarbeit der örtlichen Polizeidienststellen 
beiderseits der Grenzen erheblich verbessert und unbürokratischer gestaltet 
12 
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tygjtf 
Btirß

en" D!es S'11 insbesondere für die Bedingungen zur Einreise von Nicht-EG- 
Reok?rP? für die Erteilung von Sichtvermerken, für Rauschgiftkontroi ->•«. »jiw uicuuug vuii oiciuvciinciR.cn, im Rauschgiftkontrollen und für 

tsnilfe- und Auslieferungsverfahren unter den EG-Mitgliedsstaaten. 

seh 
«oll 
$che '^CDU setzt sich für die möglichst umgehende Errichtung eines „Europäi- 
soii "Po,izeiamtes (EUROPOL)" ein. Diese Polizeibehörde der Gemeinschaft 
der int1 exekutiven Befugnissen ausgestattet sein und insbesondere alle Formen 
Schaff   national orSanisierten Kriminalität bekämpfen. Die Angehörigen der zu 
^e'

e"den EUROPOL sollten einen einheitlichen EG-Ausbildungsstandard 
Handel     Dei ist eine besondere Einheit zur Bekämpfung des illegalen Drogen- 
^^ROD

ZU
 
scnaffen- Damit die Ausübung hoheitlicher Befugnisse von 

^Hze"        rechtsstaatlicher Kontrolle unterliegt, muß das Europäische 
Hschp13?11 der Exekutivverantwortung der EG-Kommission und der parlamenta- 
w      n Verantwortung des Europäischen Parlaments unterstellt werden. 

^liDf S0^ neDen ^er eigenständigen internationalen Verbrechensbe- 
Sic^g Ung auch zentrale Service- und Koordinationsaufgaben für die nationalen 
ForScu    ts°ehörden erbringen. Vor allem in den Bereichen Kriminaltechnik, 
Eüron-118' Erkennungsdienst und Informations- und Datenverwaltung kann das 
^»rku   Scne Polizeiamt die Arbeit der Polizeien der Mitgliedsstaaten 
bei de

n8SVo.U unterstützen. Durch die Einrichtung von EUROPOL-Außenstellen 
SchutJ

1 nationalen Polizeibehörden wird die europaweite Zusammenarbeit zum 
arbeit h •r inneren Sicherheit wirkungsvoll unterstützt. Eine engere Zusammen- 
Oerne;     der gemeinsamen Verbrechensbekämpfung ist über die Europäische 
^°'en H

SC
^^ 

mnaus aucn durch Verträge mit den osteuropäischen Staaten, z. B. 
jv    ' aer CSFR und Ungarn, zu vereinbaren. 
eUr0pä-   jj"tt darüber hinaus für eine Intensivierung der Zusammenarbeit der 
^r Hmh        Zollverwaltungen bei der Bekämpfung des Rauschgiftschmuggels, 
*•&. pj ^go-Verletzungen und der illegalen Einfuhr gefährlicher Substanzen, wie 
JPHen 

u.tQnium, ein. Durch den Aufbau europaweiter Zollinformationssysteme 
pbervv

a,e Erfahrungen und Erkenntnisse der einzelnen Zollverwaltungen aus der 
besser acnung des grenzüberschreitenden Warenverkehrs und der Strafverfolgung 
Bes genutzt werden. 

e GelH1"6 ?eo-eutung kommt der Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität zu. 
°rgariK•    äscne muß unmöglich gemacht werden. Dadurch kann der Sumpf 
Jlcj ho1?16' banden- und Drogenkriminalität ausgetrocknet werden. Kompetente 
Vbjn^spezialisierte Sonderdienststellen von EUROPOL können in enger 
^rii^ Jjng mit nationalen Einrichtungen wirksamen Schutz geben. Sie können 
A r§°s w ?aUS ne'^en» illegalen Waffenhandel einzudämmen, Wirtschaftsem- 

eün h    am werden zu lassen und Mißbrauch beim Einsatz ausländischer 
enmer über Scheinarbeitsverhältnisse und Scheinfirmen zu verhindern. 

hUsUn<j|    •    fordert EG-einheitliche Maßstäbe für die Abschiebung krimineller 
Scrr^h111 *nre Heimatländer. Innerhalb der Gemeinschaft soll das europäische 

cnt auf Freizügigkeit bei schweren Straftaten entzogen werden können. 
^-_ 13 
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Illegale erneute Zuwanderung krimineller Ausländer muß empfindlich bestraft 
werden. Eine rechtskräftige Verurteilung von Ausländern wegen eines Kapital j 
brechens oder der Teilnahme an organisierter Kriminalität sind regelmäßig Gfl* 
zur Abschiebung nach Strafverbüßung. Um die Rauschgiftszene auszutrocknen- 
müssen Drogen-Delikte von Ausländern in jedem Fall zur Abschiebung führen- 

Asylpolitik 
a Wer aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen verfolgt wird, mu^ 

bei uns Asyl finden können. Wir werden dieses aus christlichem Menschenbild 
und geschichtlicher Erfahrung begründete Recht nicht preisgeben. 
Schlechte Lebensbedingungen, Verletzung von Minderheitenrechten sowie kne» 
rische Auseinandersetzungen veranlassen zunehmend viele Menschen, ihre      a 
Heimat zu verlassen und in den Mitgliedsstaaten der Europäischen Gemeinsc 
bessere Lebensbedingungen zu suchen. Dabei wird in Deutschland vielfach d   <j 
Grundrecht auf Asyl in Anspruch genommen, um ein Bleiberecht zu erlangen 
soziale Leistungen in Anspruch nehmen zu können. Der größte Teil der in 
Deutschland um Asyl nachsuchenden Bewerber ist aber in der Heimat keiner 
politischen Verfolgung mit Gefahr für Leib und Leben oder Beschränkungen 
persönlichen Freiheit ausgesetzt gewesen. Vor allem Schlepperorganisationen 
nutzen unser Asylrecht für ihre kriminellen Geschäfte aus. 

Die CDU setzt sich ein 
r für ein vereinheitlichtes Asylrecht für politisch Verfolgte in allen Staaten d 

Europäischen Union. Politisch Verfolgte müssen Schutz und Zuflucht find 
können; 

• für eine gemeinschaftliche Regelung zur vorübergehenden Aufnahme von    . 
Bürgerkriegs- und anderen Kriegsflüchtlingen für die Dauer ihrer Bedroh 

• für großzügige und langfristige Hilfsprogramme der Europäischen Union 
Beseitigung von Fluchtursachen in notleidenden Ländern und Regionen;     ^ 

• für eine Politik der Europäischen Union und der Weltgemeinschaft zur Re 

tierung der Menschenrechte, insbesondere der Minderheitenrechte. 

EM Unser Asylrecht muß funktions-, europa- und zukunftsfähig gemacht wer 
Es muß so gestaltet werden, daß die wirklich politisch Verfolgten schnell j, 
anerkannt werden und die Asylbewerber, deren Anträge unbegründet sind, r 
in ihre Heimatländer zurückgeführt werden können. 
Der wirtschaftliche Anreiz für politisch nicht verfolgte Ausländer, nach . 
Deutschland zu kommen, muß gemindert werden. Die Leistungen sind grün 
sätzlich auf das Notwendige zu beschränken. Dabei muß die Sachleistung     .fl, 
Vorrang vor der Geldleistung erhalten. Für Ausländer, die sich in Aufnahr 
14 
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Schreib8en aufhalten'ist die Gewährung von Sachleistungen verbindlich vorzu- 

braUc/
Sn^rigen Maßnahmen und Überlegungen zur Einschränkung des Asylmiß- 

Hahmp !lnd an den Realitäten gescheitert. Die Möglichkeiten des Staates, im 
Asyijj n des geltenden Verfassungsrechtes Asyl verfahren durchzuführen und 
erhebrWu r^ern ein vorläufiges Bleiberecht zu gewähren, sind angesichts der 
ünd Q- gestiegenen Bewerberzahlen an ihre Grenzen gekommen. Verwaltungen 
KonaD

e      te stenen angesichts einer dramatisch zugespitzten Lage vor dem 
%     ' 
^hu^Sun desnalb den weltweit einzigartigen und praktisch schrankenlosen 
Oenfer PiUtZ' C?en unser Grundgesetz Asylbewerbern bietet, durch den Schutz der 
staaten JJluchtlingskonvention ersetzen, wie dies auch in allen anderen Mitglieds- 
^     n der Europäischen Union der Fall ist. 

V i??!8 ist eine Grundgesetzänderung, die an die Stelle des Grundrechtes aus 
Genfe pbs- 2 Satz 2 GG eine institutionelle Asylrechtsgarantie auf der Basis der 
j%en j,hlüchtlingskonvention treten läßt. Sie gibt dem Gesetzgeber den notwen- 

8e8n andlungsspielraum, um dem Mißbrauch des Asylrechts wirksam zu 
fu §ewäK' §leichzeitig aber den tatsächlich Verfolgten zügig Schutz und Zuflucht 
fcnbegrf   en* Zum Schutz des Asylrechts sollten daher bei offensichtlicher 
fntsch?Hdetheit aufenthaltsbeendende Maßnahmen unabhängig von der 

nien       8 über einen hiergegen eingelegten Rechtsbehelf vollzogen werden 
Mi<«ne ?ffenen pSolcnen Änderung des Grundgesetzes machen wir in einem Europa der 

ß künf?ren-Zen unser Asylrecht europafähig. Damit wollen wir auch erreichen, 
Sachten I     eine europäische Verteilung der durch Wanderungsbewegungen verur- 
^f die I - ien ermöglicht wird. So wie gegenwärtig Asylbewerber in Deutschland 

Euro - •      verteilt werden, muß in Zukunft eine Verteilung der Bewerber in 
K      °Päischen Union möglich gemacht werden. 

v°n dem K^ 
Gru.nd'age der Genfer Flüchtlingskonvention sollen folgende Fälle 

Vereinf   blsherigen, aufwendigen Asylverfahren ausgeschlossen und in einem 
% w     c"ten, beschleunigten Verfahren entschieden werden: 

konnt .   Ausländer aus einem Drittstaat einreist, wo er Sicherheit finden 
We- 

PlaUs:?^r Ausländer aus einem verfolgungsfreien Staat stammt und nicht 
^      D|e, in seiner Person liegende besondere Umstände vorträgt; 
SeitiPn A Ausländer nicht unverzüglich nach der Einreise in Deutschland 
^ cn Asylantrag stellt; 

Oder v ^.Ausländer seine Identität und seine Staatsangehörigkeit verschweigt 
^      er*älscht oder unter verschiedenen Identitäten Asyl beantragt; 
sicherö ^Ausländer im Besitz von gültigen Einreisedokumenten für ein 

eres Drittland ist; 
15 
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• wenn ein Asylantrag in der Bundesrepublik Deutschland oder in einem 
anderen Staat, der die Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention 
beachtet, bereits abgewiesen wurde; 

• wenn und so lange dem Ausländer als Bürgerkriegs- oder Kriegsflüchtling e 

anderweitiges Aufenthaltsrecht bewilligt wird; 
• wenn aufgrund völkerrechtlicher Verträge ein anderer Staat für die Durch- 

führung des Asylverfahrens zuständig ist; 
• wenn der Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland in erheblicher We 

straffällig geworden ist; 
• wenn aus schwerwiegenden Gründen die Annahme gerechtfertigt ist, daß 

Ausländer ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder ein sonstiges schweres Verbrec, 
begangen hat bzw. sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die den Gfü 

Sätzen und Zielen der Vereinten Nationen zuwiderlaufen. 
In diesen Fällen wird ein vereinfachtes Verfahren eingeführt. Bei negativem 
Ausgang eines Verfahrens muß der Aufenthalt in Deutschland durch das 
zuständige Bundesland umgehend beendet werden. Auf diese Weise können 
Aufwendungen und Kosten in Milliardenhöhe eingespart werden, die zur     ^v 
Linderung von Not und Elend in der Welt und damit zur Begrenzung von VV 
rungsbewegungen sinnvoller eingesetzt wären. 

CDU-Dokumentation — Verantwortlich: Axel König, Konrad-Adenauer-Haus, 
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